
A. Bekanntmachungen des Landkreises 
 

75 
Vorprüfung 

der Umweltverträglichkeit 
 
Bei folgendem Bauvorhaben wurde die Notwendigkeit einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) gem. § 9 Abs. 2 Nr. 2 
nach dem Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung 
(UVPG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 18. März 
2021 (BGBl. I S. 540), zuletzt geändert durch Art. 14 des Ge-
setzes vom 10.09.2021 (BGBl. I S. 4147), geprüft. 
 
Aktenzeichen:                      11-ber-01981-21 
Baugrundstück:                    Berge, Fürstenauer Damm 
Gemarkung:                         Berge 
Flur:                                     5               5               5 
Flurstück(e):                         202/4        205/1        212/10 
 
Anzeige nach § 15 BImSchG; Nutzungsänderung (BE 3), 
Neubau Sauenstall (BE 8), Anlegen einer befestigten Fläche 
und Feuerwehrumfahrt (BE 9) (Haupt-Az.:7566-01) 
 
Geplant ist die Nutzungsänderung des Sauenstalles (BE 3) 
zum Separations- und Verladestall, der Neubau eines Sauen-
stalles (BE 8), das Anlegen einer befestigten Fläche sowie ei-
ner Feuerwehrumfahrt (BE 9) in der Gemeinde Berge, Gemar-
kung Berge, Flur 5, Flurstücke 202/4, 205/1 und 212/10. Auf 
dem Betrieb sind insgesamt 156 Sauen (mit Ferkel), 468 Sau-
en (ohne Ferkel), 34 Jungsauen und 2 Eber genehmigt. Durch 
die Änderung kommt es zu keiner Erhöhung der Tierplatzzah-
len. Daher ist gemäß § 9 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 UVPG i.V.m. Nr. 
7.8.3 der Anlage 1 des UVPG für die Änderung des Vorha-
bens eine standortbezogene UVP-Vorprüfung durchzuführen. 
Die Prüfung hat ergeben, dass keine erheblichen Umweltaus-
wirkungen erkennbar sind, sodass keine UVP-Pflicht besteht. 
Für die Gebiete nach Nr. 2.3 der Anlage 3 des Gesetzes über 

Umweltverträglichkeitsprüfungen kann eine potentielle Betrof-
fenheit durch das Vorhaben ausgeschlossen werden. Eine 
Betroffenheit kann für folgende Gebiete ausgeschlossen wer-
den, da keine entsprechenden Gebiete im Umkreis des Vor-
habens vorhanden sind: Naturschutzgebiete nach § 23 
BNatSchG, Nationalparke und Nationale Naturmonumente 
nach § 24 BNatSchG, Naturdenkmäler nach § 28 BNatSchG, 
gesetzlich geschützte Biotope nach § 30 BNatSchG, Wasser-
schutzgebiete nach § 51 WHG, Heilquellenschutzgebiete 
nach § 53 Abs. 4 WHG, Risikogebiete nach § 73 Abs. 1 WHG, 
Überschwemmungsgebiete nach § 76 WHG sowie Gebiete, in 
denen die Vorschriften der EU festgelegten Umweltqualitäts-
normen bereits überschritten sind, Gebieten mit hoher Bevöl-
kerungsdichte, insbesondere zentrale Orte i.S.d. § 2 Abs. 2 
Nr. 2 ROG. 
 
Ebenso sind keine erheblichen negativen Umweltauswirkun-
gen auf Natura 2.000 Gebiete nach § 7 Abs. 1 Nr. 8 
BNatSchG, Biosphärenreservate und Landschaftsschutzge-
biete gem. §§ 25, 26 BNatSchG, geschützte Landschaftsbe-
standteile, insbesondere Alleen, nach § 29 BNatSchG sowie 
auf in amtlichen Listen oder Karten verzeichnete Denkmäler, 
Denkmalensembles, Bodendenkmale oder Gebiete, die von 
der durch die Länder bestimmten Denkmalschutzbehörde als 
archäologisch bedeutende Landschaften eingestuft worden 
sind, zu erwarten. 
 
In einer Entfernung von ca. 500 m südlich des Vorhabens so-
wie östlich des Vorhabens in ca. 300 m befindet sich ein zu-
sammenhängendes FFH-Gebiet, welches sich in östlicher 
Richtung ausbreitet. Darüber hinaus befinden sich in ca. 3 km 
Entfernung nordwestlich des Vorhabens kleinere Gebiete, die 
eine wertvolle Fauna definieren. In ca. 300 bis 450 m entfernt 
vom Vorhaben befindet sich ein Landschaftsschutzgebiet. In 
ca. 390 m südlich des Vorhabens befinden sich Wallhecken. 
Aufgrund der Entfernung sind keine erheblichen Auswirkun-
gen zu erwarten. Zudem sind durch das Vorhaben keine zu-
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sätzlichen Tierplätze und keine zusätzlichen Emissionen zu 
erwarten. Das Vorhaben wird durch Kompensationsmaßnah-
men hinreichend in die Landschaft eingebunden. 
 
Im Umkreis von 300 m um das Vorhaben liegen die Baudenk-
male Haupthaus zu Hof Holling, Fürstenauer Damm 3, Heuer-
haus zu Hof Obmann, Fürstenauer Damm 4 und die Hofanla-
ge Harbecke, Hekeser Straße 2. Aufgrund der Entfernung 
sind keine erheblichen Auswirkungen zu erwarten. Durch die 
vorhandene Begrünung und Bebauung entstehen keine Sicht-
beziehungen zu den Baudenkmalen. 
 
Es sind insgesamt keine erheblichen Umweltauswirkungen zu 
erwarten. Die Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprü-
fung ist daher nicht erforderlich. 
 
Diese Bekanntgabe ist gem. § 5 Abs. 3 Satz 1 UVPG nicht 
selbständig anfechtbar. 
 
Osnabrück, den 15.10.2021 
 
 

Landkreis Osnabrück 
Die Landrätin 

Fachdienst Planen und Bauen 
i. A. Röwekamp 
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Bekanntmachung 
Endgültiges Ergebnis der Wahl  

zum Deutschen Bundestag 
am 26. September 2021 

 im Wahlkreis Nr. 38 Osnabrück-Land 
 
 
Der Kreiswahlausschuss für den Wahlkreis Nr. 38 Osnabrück-
Land hat in seiner Sitzung am 29. September 2021 folgendes 
endgültiges Wahlergebnis festgestellt: 
 
 
Wahlberechtigte:                                                          199.833  
Wählende:                                                                    151.837  
ungültige Erststimmen:                                                    1.251  
gültige Erststimmen:                                                    150.586  
ungültige Zweitstimmen:                                                  1.379  
gültige Zweitstimmen:                                                  150.458  
 
 
Für die einzelnen Bewerbenden sind folgende  
gültige Erststimmen abgegeben worden:                                
       
1.    Dr. Berghegger, André                                  CDU                         54.535 
2.    Hennig, Anke                                                SPD                         44.709 
3.    Seestern-Pauly, Matthias                             FDP                         13.006 
4.    Lapinskas, Roland                                        AfD                            9.418 
5.    Polat, Filiz                                                     GRÜNE                    22.011 
6.    Adams, Swen                                              DIE LINKE                 3.596 
9.    Vagedes, Josef Heinrich Nikolaus                FREIE WÄHLER       1.262 
16.  Wehlburg, Jürgen Wilhelm Walter                dieBasis                     2.049 
 
 
Von den gültigen Zweitstimmen entfallen auf: 
 
1.    Christlich Demokratische Union  
      Deutschlands in Niedersachsen                   CDU                        42.864 
2.    Sozialdemokratische Partei Deutschlands   SPD                         48.352 

3.    Freie Demokratische Partei                          FDP                         16.653 
4.    Alternative für Deutschland                          AfD                          10.069 
5.    BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN                         GRÜNE                   22.160 
6.    DIE LINKE                                                    DIE LINKE                3.870 
7.    Partei für Arbeit, Rechtsstaat, Tierschutz,  
      Elitenförderung und basisdemokratische  
      Initiative                                                         Die PARTEI               1.090 
8.    PARTEI MENSCH UMWELT  
      TIERSCHUTZ                                               Tierschutzpartei         1.397 
9.    FREIE WÄHLER Niedersachsen                  FREIE WÄHLER          824 
10.  Piratenpartei Deutschland                            PIRATEN                      403 
11.  Nationaldemokratische Partei  
      Deutschlands                                                NPD                             123 
12.  V-Partei³ - Partei für Veränderung,  
      Vegetarier und Veganer                                V-Partei³                         85 
13.  Ökologisch-Demokratische Partei                ÖDP                               88 
14.  Marxistisch-Leninistische Partei 
      Deutschlands                                                MLPD                             12 
15.  Deutsche Kommunistische Partei                 DKP                                31 
16.  Basisdemokratische Partei Deutschland      dieBasis                    1.760 
17.  Die Urbane. Eine HipHop Partei                   du.                                  65 
18.  Liberal-Konservative Reformer                     LKR                                16 
19.  Partei der Humanisten                                  Die Humanisten             89 
20.  Team Todenhöfer - Die Gerechtigkeits- 
      partei                                                             Team Todenhöfer         300 
21.  Volt Deutschland                                           Volt                               207 
 
       
Gewählt ist der Bewerber Dr. André Berghegger (Kreiswahl-
vorschlag Nr. 1/CDU). 
 
Osnabrück, den 29. September 2021                                      
 

Die Kreiswahlleiterin 
Bärbel Rosensträter  
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Öffentliche Bekanntmachung 
 

Genehmigungsverfahren  
nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) 

Errichtung und Betrieb von 7 Windenergieanlagen  
in Badbergen sowie Rückbau von 12 bestehenden  

Windenergieanlagen 
 

Antragsteller: Windpark Bünne-Wehdel GmbH & Co. KG, 
Bornweg 28, 49152 Bad Essen 

 
 
1.  Erläuterung des Vorhabens 
 
Die Windpark Bünne-Wehdel GmbH & Co. KG beantragt im 
Rahmen eines Repowering-Vorhabens die immissionsschutz-
rechtliche Genehmigung zur Errichtung und zum Betrieb von 
7 Windenergieanlagen sowie den gleichzeitigen Rückbau von 
12 bestehenden Windenergieanlagen in der Gemeinde Bad-
bergen. 
 
Der Rückbau der 12 Windenergieanlagen mit einer Nabenhö-
he von 115,5 m (inkl. Fundament), einem Rotordurchmesser 
von 70 m und einer Gesamthöhe von 150,5 m ist an folgenden 
Standorten ist geplant: 
 
Gemeinde Badbergen, Gemarkung Wehdel, Flur 1, Flurstü-
cke 5/3, 6/3, 7, 11 und 19 sowie Flur 2, Flurstücke 1/3, 2/3, 
3/4, 5/4 und 11/12 und Flur 3, Flurstück 1/5. 
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Die 7 neuen Windenergieanlagen mit einer Nabenhöhe von 
165,5 m (inkl. Fundament), einem Rotordurchmesser von 163 
m und einer Gesamthöhe von 247 m sollen an folgenden 
Standorten errichtet werden: 
 
Gemeinde Badbergen, Gemarkung Wehdel, Flur 1, Flurstü-
cke 4/3, 7 und 16/4, Flur 2, Flurstücke 2/3, 3/5 und 11/13 so-
wie Flur 3, Flurstück 1/5. 
 
Gemäß § 4 des BImSchG in der Neufassung vom 17.05.2013 
(BGBl. I S. 1275) in der zurzeit geltenden Fassung i.V.m. § 1 
und der lfd. Nr. 1.6.2 des Anhangs Nr. 1 der 4. Verordnung zur 
Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (Ver-
ordnung über genehmigungsbedürftige Anlagen – 4. 
BImSchV) in der Fassung vom 31.05.2017 (BGBl. I S. 1440) 
in der zurzeit geltenden Fassung bedarf das Vorhaben einer 
Genehmigung nach diesen gesetzlichen Vorschriften. 
 
Gemäß § 5 Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes über die Umweltver-
träglichkeitsprüfung (UVPG) besteht die Verpflichtung zur 
Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP). 
 
Das Vorhaben wird hiermit gemäß § 10 Abs. 3 BImSchG 
i.V.m. §§ 18, 19 UVPG öffentlich bekannt gemacht. 
 
Die öffentliche Bekanntmachung erscheint in den örtlichen Ta-
geszeitungen (Bersenbrücker Kreisblatt, Münsterländische 
Tageszeitung, Oldenburgische Volkszeitung), dem Amtsblatt 
für den Landkreis Osnabrück sowie gemäß § 27a des Verwal-
tungsverfahrensgesetzes (VwVfG) im Internet auf der Home-
page des Landkreises Osnabrück (www.landkreis-osnabru-
eck.de) und gem. § 20 UVPG im zentralen Informationsportal 
über Umweltverträglichkeitsprüfungen in Niedersachsen 
(https://uvp.niedersachsen.de/portal/). 
 
 
2.  Auslegung der Antragsunterlagen 
 
 
Der Genehmigungsantrag und die dazugehörigen Unterlagen 
liegen in der Zeit vom 
 

22.10.2021 – 22.11.2021 
 
einschließlich beim Landkreis Osnabrück, Fachdienst Planen 
und Bauen, Am Schölerberg 1, 49082 Osnabrück, Raum 
4080, aus und können Montag bis Freitag in der Zeit von 8:00 
– 13:00 Uhr und Donnerstag von 8:00 – 17:30 Uhr eingese-
hen werden. Aufgrund der aktuellen Lage durch die Corona-
Pandemie ist die vorherige Abstimmung eines Termins zur 
Einsicht der Unterlagen unbedingt erforderlich (Tel.: 
0541/501-4682). Über die einzuhaltenden hygienerechtlichen 
Bestimmungen werden Sie bei der Terminabsprache infor-
miert. 
 
Des Weiteren liegen die Antragsunterlagen bei 
 
•     der Gemeindeverwaltung Badbergen, Am Markt 3, 49635  

Badbergen, Ansprechpartnerin Frau Hoffmann 
•     der Stadt Quakenbrück, Fachbereich II Planen und Bauen,  

Markt 2, 49610 Quakenbrück, Ansprechpartner Herr Grüß, 
Raum 203 

•     der Stadt Dinklage (Landkreis Vechta), Außenstelle des  
Rathauses, Rombergstraße 10, 49413 Dinklage, Zimmer 
17, Ansprechpartner Herr Busch 

•     der Gemeinde Essen (Oldenburg) (Landkreis Cloppen- 
burg), Marktstraße 5, 49632 Essen (Oldenburg), An-
sprechpartner Herr Zumbrägel 

zur Einsichtnahme während den jeweiligen Dienstzeiten aus. 

Auch hier sind die Termine zur Einsichtnahme vorab abzu-
stimmen. 
 
Die Antragsunterlagen sind im selben Zeitraum im Internet un-
ter https://www.landkreis-osnabrueck.de/verwaltung/veroef-
fentlichungen/auslegungen und im zentralen Informationspor-
tal über Umweltverträglichkeitsprüfungen in Niedersachsen 
(https://uvp.niedersachsen.de/portal/) einsehbar. 
 
Zu den Antragsunterlagen, die zur Einsichtnahme ausgelegt 
werden, gehören u.a. folgende umweltrelevante Unterlagen: 
 
•     Bericht zu den voraussichtlichen Umweltauswirkungen  

des Vorhabens (UVP-Bericht) mit integriertem Land-
schaftspflegerischen Begleitplan 

•     Schallimmissionsermittlung 
•     Schattenwurfprognose 
•     Gutachten zur optisch bedrängenden Wirkung inkl. Nach- 

trag 
•     Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag 
•     Avifaunistisches Gutachten 
•     Fachbeitrag Artenschutz Fledermäuse 
•     Baugrundgutachten 
 
Etwaige Einwendungen gegen das o.a. Vorhaben können bei 
den vorgenannten Dienststellen schriftlich, elektronisch (per 
E-Mail an petzkem@lkos.de) oder zur Niederschrift geltend 
gemacht werden. Sofern Einwendungen zur Niederschrift gel-
tend gemacht werden sollen, ist dafür ebenfalls vorab ein Ter-
min zu vereinbaren (Tel.: 0541/501-4682). 
 
Die Einwendungen müssen die volle leserliche Anschrift mit 
Namen und Unterschrift tragen. Unleserliche Namen oder An-
schriften werden bei gleichförmigen Einwendungen unberück-
sichtigt gelassen. Die Einwendungen werden dem Antragstel-
ler zur Kenntnis gegeben. Auf Verlangen des Einwenders wer-
den dessen Namen und Anschrift nicht weitergegeben, sofern 
die ordnungsgemäße Durchführung des Verfahrens nicht be-
einträchtigt wird. 
 
 
3.  Ladung zum Erörterungstermin / zur Online-Konsulta- 
     tion 
 
Die bis zum 30.12.2021 eingegangenen Einwendungen wer-
den am 
 

11.01.2022 um 10:00 Uhr 
 
im Rahmen eines Erörterungstermins erörtert. 
 
Gemäß § 18 Abs. 1 Satz 2 der 9. Verordnung zur Durchfüh-
rung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (Verordnung 
über genehmigungsbedürftige Anlagen – 9. BImSchV) wird 
die Öffentlichkeit vom Erörterungstermin ausgeschlossen, um 
eine Ansteckungsgefahr durch COVID-19 möglichst gering zu 
halten. Zutritt haben demnach nur die Personen, die rechtzei-
tig bis zum 30.12.2021 Einwendungen erhoben haben und ih-
re Teilnahme am Erörterungstermin bis zum 30.12.2021 
schriftlich oder elektronisch (per E-Mail an petzkem@lkos.de) 
anmelden. Die Räumlichkeiten, in denen der Erörterungster-
min stattfinden wird, wird den angemeldeten Teilnehmerinnen 
und Teilnehmern rechtzeitig vorher mitgeteilt. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass, sofern erforderlich, die er-
hobenen Einwendungen auch bei Ausbleiben des Antragstel-
lers oder von Personen, die Einwendungen erhoben haben, 
erörtert werden. 
Sofern durch die am Erörterungstermin teilnahmeberechtigten 
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Personen eine Überschreitung der Raumkapazität zu befürch-
ten ist oder aufgrund etwaiger erneuter Schließungen die 
Räumlichkeiten nicht zur Verfügung stehen, wird die alternati-
ve Durchführung einer Online-Konsultation gem. § 5 des Ge-
setzes zur Sicherstellung ordnungsgemäßer Planungs- und 
Ge-nehmigungsverfahren während der COVID-19-Pandemie 
(Planungssicherstellungsgesetz – PlanSiG) vorbehalten. An 
der Teilnahme an der Online-Konsultation sind ebenfalls jene 
berechtigt, die ihre Einwendungen rechtzeitig bis spätestens 
zum 30.12.2021 erhoben haben. Die Durchführung einer On-
line-Konsultation sowie dessen Zeitraum und der Verfahrens-
ablauf wird den Teilnahmeberechtigten rechtzeitig vorher mit-
geteilt. Für diese Kontaktaufnahme ist mit der Einwendung 
möglichst die E-Mailadresse oder eine Telefon-/Handynum-
mer mitzuteilen. 
 
Sofern die erhobenen Einwendungen nach Einschätzung der 
Genehmigungsbehörde keiner Erörterung bedürfen, findet der 
Erörterungstermin bzw. die Online-Konsultation nicht statt. 
Dies wird vorher rechtzeitig bekanntgegeben. 
 
Einwendungen, die nach dem 30.12.2021 eingehen und im 
Erörterungstermin bzw. der Online-Konsultation nicht erörtert 
werden, werden aber bei der Entscheidung über den Geneh-
migungsantrag berücksichtigt. 
 
Die Entscheidung über den Antrag bzw. über die Einwendun-
gen wird allen am Verfahren Beteiligten zugestellt. Die Zustel-
lung kann durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden. 
 
Osnabrück, den 15.10.2021 
 
 

Landkreis Osnabrück 
Die Landrätin 

Fachdienst Planen und Bauen 
i. A. Röwekamp 
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Bekanntmachung 
des Beschlusses des Rates der  

Gemeinde Ankum  
über die Jahresabschlüsse und die Entlastung  

für das Haushaltsjahr 2018  
 
 
Der Rat der Gemeinde Ankum hat in seiner Sitzung am 
26.08.2021 den vom Rechnungsprüfungsamt des Landkrei-
ses Osnabrück geprüften Jahresabschluss für das Haushalts-
jahr 2018 gem. § 58 Absatz 1 Nr. 10 i. V. m. § 129 Abs. 1 des 
Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKom- 
VG) beschlossen und dem Bürgermeister Entlastung erteilt.  
 
Der Jahresüberschuss 2018 der ordentlichen Ergebnisrech-
nung in Höhe von 1.598.825,33 € wird in die „Rücklage aus 
Überschüssen des ordentlichen Ergebnisses“ eingestellt.  
Der Jahresüberschuss 2018 der außerordentlichen Ergebnis-

rechnung in Höhe von 4.490.857,23 € wird in die „Rücklage 
aus Überschüssen des außerordentlichen Ergebnis-ses“ ein-
gestellt.  
 
Der Jahresabschluss mit dem Rechenschaftsbericht sowie 
der Schlussbericht des Rechnungsprüfungsamtes liegen in 
der Zeit vom 18.10.2021 bis 26.10.2021 nach vorheriger Ter-
minabsprache während der Dienststunden zur Einsichtnahme 
im Gemeindebüro Ankum, Hauptstraße 27, 49577 Ankum, 
aus.   
 
Ankum, den 20.09.2021  
 

Gemeinde Ankum 
Der Bürgermeister  

Detert Brumme-Bange  
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Bekanntmachung 
des Beschlusses des Rates der  

Gemeinde Gehrde 
über die Jahresabschlüsse und die Entlastung  

für das Haushaltsjahr 2018  
 
 
Der Rat der Gemeinde Gehrde hat in seiner Sitzung am 
30.08.2021 den vom Rechnungsprüfungsamt des Landkrei-
ses Osnabrück geprüften Jahresabschluss für das Haushalts-
jahr 2018 gem. § 58 Absatz 1 Nr. 10 i. V. m. § 129 Abs. 1 des 
Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKom-
VG) beschlossen und dem Bürgermeister Entlastung erteilt.  
 
Der Jahresfehlbetrag 2018 von 37.583,68 € bei der ordentli-
chen Ergebnisrechnung wird durch eine Rücklagenentnahme 
von 37.583,68 € aus der „Rücklage aus Überschüssen des or-
dentlichen Ergebnisses“ ausgeglichen.  
 
Der Jahresüberschuss 2018 der außerordentlichen Ergebnis-
rechnung aus 2018 in Höhe von 953.349,97 € wird in die 
„Rücklage aus Überschüssen des außerordentlichen Ergeb-
nisses“ zugeführt.  
 
Der Jahresabschluss mit dem Rechenschaftsbericht sowie 
der Schlussbericht des Rechnungsprüfungsamtes liegen in 
der Zeit vom 18.10.2021 bis 26.10.2021 nach vorheriger Ter-
minabsprache während der Dienststunden zur Einsichtnahme 
im Gemeindebüro Gehrde, Lange Straße 41, 49596 Gehrde, 
aus.   
 
Gehrde, den 20.09.2021  
 
 

Gemeinde Gehrde  
Der Bürgermeister  
Günther Voskamp  
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Bekanntmachung 
des Beschlusses des Rates 

der Gemeinde Nortrup 
über den Jahresabschluss 2018 

sowie die Entlastung des Bürgermeisters 
Der Rat der Gemeinde Nortrup hat in seiner Sitzung am 
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28.06.2021 den vom Rechnungsprüfungsamt des Landkrei-
ses Osnabrück geprüften Jahresabschluss für das Jahr 2018 
gemäß §§ 58 Abs. 1 Nr. 10, 129 Abs. 1 Niedersächsisches 
Kommunalverfassungsgesetz (NKomVG) beschlossen und 
dem Bürgermeister Entlastung erteilt. 
 
Der Jahresabschluss mit den Rechenschaftsberichten sowie 
der Schlussbericht des Rechnungsprüfungsamtes liegt in der 
Zeit vom 18.10.2021 bis 26.10.2021 zur Einsichtnahme im 
Gemeindebüro Nortrup, Postweg 1, 49638 Nortrup, während 
der Dienststunden öffentlich aus. Für die Einsichtnahme ist ei-
ne Terminvereinbarung unter der Telefonnummer 05436/272 
erforderlich. Zeitgleich wird die Auslegung des Jahresab-
schlusses für das Jahr 2017 mit den Rechenschaftsberichten 
sowie dem Schlussbericht des Rechnungsprüfungsamtes 
nachgeholt. 
 
Nortrup, den 23.09.2021 
 
 

Gemeinde Nortrup 
Der Bürgermeister 
Karl-Heinz Budke 
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Prüfung  
des Jahresabschlusses 2020 

der Netze Holding Osnabrücker Land GmbH & Co. KG, 
Bohmte 

 
 
Die mit der Prüfung des Jahresabschlusses beauftragte Dr. 
Klein, Dr. Mönstermann + Partner GmbH, Wirtschaftsprü-
fungsgesellschaft, Osnabrück, hat mit Datum vom 16.03.21 
folgenden uneingeschränkten Bestätigungsvermerk erteilt: 

 
Bestätigungsvermerk  

des unabhängigen Abschlussprüfers 
 
VERMERK ÜBER DIE PRÜFUNG DES JAHRESAB-
SCHLUSSES UND DES LAGEBERICHTS 
 
Prüfungsurteile 
 
„Wir haben den Jahresabschluss der Netze Holding Osnabrü-
cker Land GmbH & Co. KG, Bohmte, - bestehend aus der Bi-
lanz zum 31. Dezember 2020 und der Gewinn- und Verlust-
rechnung für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. 
Dezember 2020 sowie dem Anhang, einschließlich der Dar-
stellung der Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden - ge-
prüft. Darüber hinaus haben wir den Lagebericht der Netze 
Holding Osnabrücker Land GmbH & Co. KG, Bohmte, für das 
Geschäftsjahr vom 01. Januar bis zum 31. Dezember 2020 
geprüft. 
 
Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung ge-
wonnenen Erkenntnisse. 
 
•     entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen we- 

sentlichen Belangen den deutschen, für Personenhan-
delsgesellschaften im Sinne des § 264 HGB geltenden 
handelsrechtlichen Vorschriften und vermittelt unter Be-
achtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger 
Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entspre-
chendes Bild der Vermögens- und Finanzlage der Gesell-
schaft zum 31. Dezember 2020 sowie ihrer Ertragslage für 

das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 
2020 und 

 
•     vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein zutref- 

fendes Bild von der Lage der Gesellschaft. In allen we-
sentlichen Belangen steht dieser Lagebericht in Einklang 
mit dem Jahresabschluss, entspricht den deutschen ge-
setzlichen Vorschriften und stellt die Chancen und Risiken 
der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar. 

 
Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere 
Prüfung zu keinen Einwendungen gegen die Ordnungsmäßig-
keit des Jahresabschlusses und des Lageberichts geführt 
hat.“ 
 
Grundlage für die Prüfungsurteile 
 
„Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des 
Lageberichts in Übereinstimmung mit § 317 HGB und §§ 157, 
158 Niedersächsisches Kommunalverfassungsgesetz 
(NKomVG) i.V.m. § 30 EigBetrVO Nds. unter Beachtung der 
vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deut-
schen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung 
durchgeführt. Unsere Verantwortung nach diesen Vorschriften 
und Grundsätzen ist im Abschnitt "Verantwortung des Ab-
schlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und 
des Lageberichts" unseres Bestätigungsvermerks weiterge-
hend beschrieben. Wir sind von dem Unternehmen unabhän-
gig in Übereinstimmung mit den deutschen handelsrechtli-
chen und berufsrechtlichen Vorschriften und haben unsere 
sonstigen deutschen Berufspflichten in Übereinstimmung mit 
diesen Anforderungen erfüllt. Wir sind der Auffassung, dass 
die von uns erlangten Prüfungsnachweise ausreichend und 
geeignet sind, um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile 
zum Jahresabschluss und zum Lagebericht zu dienen.“ 
 
Verantwortung der gesetzlichen Vertreter für den Jahres-
abschluss und den Lagebericht 
 
„Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstel-
lung des Jahresabschlusses, der den deutschen, für Perso-
nenhandelsgesellschaften im Sinne des § 264 HGB geltenden 
handelsrechtlichen Vorschriften in allen wesentlichen Belan-
gen entspricht, und dafür, dass der Jahresabschluss unter Be-
achtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buch-
führung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes 
Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesell-
schaft vermittelt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter ver-
antwortlich für die internen Kontrollen, die sie in Übereinstim-
mung mit den deutschen Grundsätzen ordnungsmäßiger 
Buchführung als notwendig bestimmt haben, um die Aufstel-
lung eines Jahresabschlusses zu ermöglichen, der frei von 
wesentlichen - beabsichtigten oder unbeabsichtigten - fal-
schen Darstellungen ist. 
 
Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzli-
chen Vertreter dafür verantwortlich, die Fähigkeit der Gesell-
schaft zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu beurtei-
len. Des Weiteren haben sie die Verantwortung, Sachverhalte 
in Zusammenhang mit der Fortführung der Unternehmenstä-
tigkeit, sofern einschlägig, anzugeben. Darüber hinaus sind 
sie dafür verantwortlich, auf der Grundlage des Rechnungsle-
gungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit 
zu bilanzieren, sofern dem nicht tatsächliche oder rechtliche 
Gegebenheiten entgegenstehen. 
 
Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für 
die Aufstellung des Lageberichts, der insgesamt ein zutreffen-
des Bild von der Lage der Gesellschaft vermittelt sowie in al-
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len wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss in Ein-
klang steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften ent-
spricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwick-
lung zutreffend darstellt. Ferner sind die gesetzlichen Vertre-
ter verantwortlich für die Vorkehrungen und Maßnahmen 
(Systeme), die sie als notwendig erachtet haben, um die Auf-
stellung eines Lageberichts in Übereinstimmung mit den an-
zuwendenden deutschen gesetzlichen Vorschriften zu ermög-
lichen, und um ausreichende geeignete Nachweise für die 
Aussagen im Lagebericht erbringen zu können.“ 
 
Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des 
Jahresabschlusses und des Lageberichts 
 
„Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu 
erlangen, ob der Jahresabschluss als Ganzes frei von we-
sentlichen - beabsichtigten oder unbeabsichtigten - falschen 
Darstellungen ist, und ob der Lagebericht insgesamt ein zu-
treffendes Bild von der Lage der Gesellschaft vermittelt sowie 
in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss so-
wie mit den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in 
Einklang steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften ent-
spricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwick-
lung zutreffend darstellt, sowie einen Bestätigungsvermerk zu 
erteilen, der unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und 
zum Lagebericht beinhaltet. 
 
Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber 
keine Garantie dafür, dass eine in Übereinstimmung mit § 317 
HGB und §§ 157, 158 Niedersächsisches Kommunalverfas-
sungsgesetz (NKomVG) i.V.m. § 30 EigBetrVO Nds. unter Be-
achtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festge-
stellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschluss-
prüfung durchgeführte Prüfung eine wesentliche falsche Dar-
stellung stets aufdeckt. Falsche Darstellungen können aus 
Verstößen oder Unrichtigkeiten resultieren und werden als 
wesentlich angesehen, wenn vernünftigerweise erwartet wer-
den könnte, dass sie einzeln oder insgesamt die auf der 
Grundlage dieses Jahresabschlusses und des Lageberichts 
getroffenen wirtschaftlichen Entscheidungen von Adressaten 
beeinflussen. Die Website des Instituts der Wirtschaftsprüfer 
(IDW) enthält unter https://www.idw.de/idw/verlautbarungen/ 
bestaetigungsvermerk/hgb-ja-non-pie eine weitergehende 
Beschreibung der Verantwortung des Abschlussprüfers für die 
Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts. Diese 
Beschreibung ist Bestandteil unseres Bestätigungsvermerks.“ 
 
SONSTIGE GESETZLICHE UND ANDERE RECHTLICHE 
ANFORDERUNGEN 
 
Vermerk über die Prüfung der Ordnungsmäßigkeit der Ge-
schäftsführung und der in § 53 Abs. 1 Nr. 2 HGrG genannten 
Sachverhalte 
 
„Wir haben die Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung, 
einschließlich der wirtschaftlichen Verhältnisse i.S.v. § 53 Abs. 
1 Nr. 2 HGrG, im Geschäftsjahr vom 1. Januar 2020 bis zum 
31. Dezember 2020 geprüft.  
 
Nach unserer Beurteilung erfolgt die Geschäftsführung der 
Gesellschaft in allen wesentlichen Belangen ordnungsgemäß. 
Die Entwicklung der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage, 
der Liquidität und der Rentabilität der Gesellschaft gibt keinen 
Anlass zu wesentlichen Beanstandungen.  
 
Wir haben unsere Prüfung nach § 30 EigBetrVO (Nds) unter 
Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) fest-
gestellten deutschen Grundsätze zur Prüfung der Ordnungs-
mäßigkeit der Geschäftsführung und der wirtschaftlichen Ver-

hältnisse gemäß § 53 HGrG durchgeführt. Unsere Verantwor-
tung nach diesen Vorschriften und Grundsätzen ist nachfol-
gend sowie im Abschnitt „Verantwortung des Abschlussprü-
fers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lagebe-
richts“ weitergehend beschrieben. 
 
Der gesetzliche Vertreter ist verantwortlich für die Ordnungs-
mäßigkeit der Geschäftsführung und die wirtschaftlichen Ver-
hältnisse der Gesellschaft sowie für die Vorkehrungen und 
Maßnahmen (Systeme), die er dafür als notwendig erachtet 
hat. 
 
Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu er-
langen, ob die Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung, ein-
schließlich der wirtschaftlichen Verhältnisse i.S.v. § 53 Abs. 1 
Nr. 2 HGrG, Anlass zu wesentlichen Beanstandungen geben 
sowie einen Vermerk zu erteilen, der unser Prüfungsurteil 
nach § 30 EigBetrVO (Nds) zur Ordnungsmäßigkeit der Ge-
schäftsführung und der in § 53 Abs. 1 Nr. 2 HGrG genannten 
Sachverhalte beinhaltet.“ 
 
 
Prüfvermerk des Rechnungsprüfungsamtes 
 
„Ergänzende Bemerkungen des Rechnungsprüfungsamtes 
nach § 34 Abs. 1 Satz 3 EigBetrVO sind nicht erforderlich.“ 
 
 
Osnabrück, 30.04.21 
 

Rechnungsprüfungsamt 
des Landkreises Osnabrück 

i. A. Sonja Göhler 
 
 
 
Die Gesellschafterversammlung der Netze Holding Osnabrü-
cker Land GmbH & Co. KG hat in ihrer Sitzung am 21. Mai 
2021 die Bilanz des Wirtschaftsjahres 2020 in Aktiva und Pas-
siva gleichlautend auf 47.423.592,59 € festgestellt. Der Netze 
Holding Verwaltungs-GmbH – vertreten durch den Geschäfts-
führer Peter Schone – wurde für das Geschäftsjahr 2020 Ent-
lastung erteilt. 
 
Gemäß § 36 der Verordnung über Eigenbetriebe und andere 
prüfungspflichtige Einrichtungen (Eigenbetriebsverordnung - 
EigBetrVO) vom 12. Juli 2018 (Nds. GVBl. S. 21) in der zurzeit 
geltenden Fassung werden der Feststellungsvermerk und der 
Beschluss der Gesellschafterversammlung über den Jahres-
abschluss 2020 hiermit öffentlich bekannt gemacht. Der Jah-
resabschluss und der Lagebericht der Netze Holding Osna-
brücker Land GmbH & Co. KG für das Geschäftsjahr 2020 lie-
gen vom Tage nach der Veröffentlichung für sieben Werktage 
bei der BEVOS GmbH, Am Schölerberg 1 (Kreishaus), Zim-
mer 4708, 49082 Osnabrück, während der Geschäftszeiten 
öffentlich aus. 
 
 
Osnabrück, 24. September 2021 
 
 

Netze Holding Osnabrücker Land GmbH & Co. KG 
Peter Schone 

Geschäftsführer Netze Holding Verwaltungs-GmbH 
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Prüfung  

des Jahresabschlusses 2020 
der Tourismusgesellschaft Osnabrücker Land mbH, 

Osnabrück 
 
 
Die mit der Prüfung des Jahresabschlusses beauftragte Dr. 
Klein, Dr. Mönstermann + Partner GmbH, Wirtschaftsprü-
fungsgesellschaft, Osnabrück, hat mit Datum vom 17.05.21 
folgenden uneingeschränkten Bestätigungsvermerk erteilt: 
 

Bestätigungsvermerk  
des unabhängigen Abschlussprüfers 

 
VERMERK ÜBER DIE PRÜFUNG DES JAHRESAB-
SCHLUSSES UND DES LAGEBERICHTS 
 
Prüfungsurteile 
 
„Wir haben den Jahresabschluss der Tourismusgesellschaft 
Osnabrücker Land mbH, Osnabrück, - bestehend aus der Bi-
lanz zum 31. Dezember 2020 und der Gewinn- und Verlust-
rechnung für das Rumpfgeschäftsjahr vom 1. Mai bis zum 31. 
Dezember 2020 sowie dem Anhang, einschließlich der Dar-
stellung der Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden - ge-
prüft. Darüber hinaus haben wir den Lagebericht der Netze 
Holding Osnabrücker Land GmbH & Co. KG, Bohmte, für das 
Rumpfgeschäftsjahr vom 01. Mai bis zum 31. Dezember 2020 
geprüft. 
 
Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung ge-
wonnenen Erkenntnisse. 
 
•     entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen we- 

sentlichen Belangen den deutschen, für Personenhan-
delsgesellschaften im Sinne des § 264 HGB geltenden 
handelsrechtlichen Vorschriften und vermittelt unter Be-
achtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger 
Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entspre-
chendes Bild der Vermögens- und Finanzlage der Gesell-
schaft zum 31. Dezember 2020 sowie ihrer Ertragslage für 
das Rumpfgeschäftsjahr vom 1. Mai bis zum 31. Dezem-
ber 2020 und 

 
•     vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein zutref- 

fendes Bild von der Lage der Gesellschaft. In allen we-
sentlichen Belangen steht dieser Lagebericht in Einklang 
mit dem Jahresabschluss, entspricht den deutschen ge-
setzlichen Vorschriften und stellt die Chancen und Risiken 
der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar. 

 
Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere 
Prüfung zu keinen Einwendungen gegen die Ordnungsmäßig-
keit des Jahresabschlusses und des Lageberichts geführt 
hat.“ 
 
Grundlage für die Prüfungsurteile 
 
„Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des 
Lageberichts in Übereinstimmung mit § 317 HGB und §§ 157, 
158 Niedersächsisches Kommunalverfassungsgesetz 
(NKomVG) i.V.m. § 30 EigBetrVO Nds. unter Beachtung der 
vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deut-
schen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung 
durchgeführt. Unsere Verantwortung nach diesen Vorschriften 
und Grundsätzen ist im Abschnitt "Verantwortung des Ab-
schlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und 
des Lageberichts" unseres Bestätigungsvermerks weiterge-

hend beschrieben. Wir sind von dem Unternehmen unabhän-
gig in Übereinstimmung mit den deutschen handelsrechtli-
chen und berufsrechtlichen Vorschriften und haben unsere 
sonstigen deutschen Berufspflichten in Übereinstimmung mit 
diesen Anforderungen erfüllt. Wir sind der Auffassung, dass 
die von uns erlangten Prüfungsnachweise ausreichend und 
geeignet sind, um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile 
zum Jahresabschluss und zum Lagebericht zu dienen.“ 
 
Verantwortung der gesetzlichen Vertreter für den Jahres-
abschluss und den Lagebericht 
 
„Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstel-
lung des Jahresabschlusses, der den deutschen, für Perso-
nenhandelsgesellschaften im Sinne des § 264 HGB geltenden 
handelsrechtlichen Vorschriften in allen wesentlichen Belan-
gen entspricht, und dafür, dass der Jahresabschluss unter Be-
achtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buch-
führung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes 
Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesell-
schaft vermittelt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter ver-
antwortlich für die internen Kontrollen, die sie in Übereinstim-
mung mit den deutschen Grundsätzen ordnungsmäßiger 
Buchführung als notwendig bestimmt haben, um die Aufstel-
lung eines Jahresabschlusses zu ermöglichen, der frei von 
wesentlichen - beabsichtigten oder unbeabsichtigten - fal-
schen Darstellungen ist. 
 
Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzli-
chen Vertreter dafür verantwortlich, die Fähigkeit der Gesell-
schaft zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu beurtei-
len. Des Weiteren haben sie die Verantwortung, Sachverhalte 
in Zusammenhang mit der Fortführung der Unternehmenstä-
tigkeit, sofern einschlägig, anzugeben. Darüber hinaus sind 
sie dafür verantwortlich, auf der Grundlage des Rechnungsle-
gungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit 
zu bilanzieren, sofern dem nicht tatsächliche oder rechtliche 
Gegebenheiten entgegenstehen. 
 
Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für 
die Aufstellung des Lageberichts, der insgesamt ein zutreffen-
des Bild von der Lage der Gesellschaft vermittelt sowie in al-
len wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss in Ein-
klang steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften ent-
spricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwick-
lung zutreffend darstellt. Ferner sind die gesetzlichen Vertre-
ter verantwortlich für die Vorkehrungen und Maßnahmen 
(Systeme), die sie als notwendig erachtet haben, um die Auf-
stellung eines Lageberichts in Übereinstimmung mit den an-
zuwendenden deutschen gesetzlichen Vorschriften zu ermög-
lichen, und um ausreichende geeignete Nachweise für die 
Aussagen im Lagebericht erbringen zu können.“ 
 
Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des 
Jahresabschlusses und des Lageberichts 
 
„Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu 
erlangen, ob der Jahresabschluss als Ganzes frei von we-
sentlichen - beabsichtigten oder unbeabsichtigten - falschen 
Darstellungen ist, und ob der Lagebericht insgesamt ein zu-
treffendes Bild von der Lage der Gesellschaft vermittelt sowie 
in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss so-
wie mit den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in 
Einklang steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften ent-
spricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwick-
lung zutreffend darstellt, sowie einen Bestätigungsvermerk zu 
erteilen, der unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und 
zum Lagebericht beinhaltet. 
Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber 
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keine Garantie dafür, dass eine in Übereinstimmung mit § 317 
HGB und §§ 157, 158 Niedersächsisches Kommunalverfas-
sungsgesetz (NKomVG) i.V.m. § 30 EigBetrVO Nds. unter Be-
achtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festge-
stellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschluss-
prüfung durchgeführte Prüfung eine wesentliche falsche Dar-
stellung stets aufdeckt. Falsche Darstellungen können aus 
Verstößen oder Unrichtigkeiten resultieren und werden als 
wesentlich angesehen, wenn vernünftigerweise erwartet wer-
den könnte, dass sie einzeln oder insgesamt die auf der 
Grundlage dieses Jahresabschlusses und des Lageberichts 
getroffenen wirtschaftlichen Entscheidungen von Adressaten 
beeinflussen. Die Website des Instituts der Wirtschaftsprüfer 
(IDW) enthält unter https://www.idw.de/idw/verlautbarungen/ 
bestaetigungsvermerk/hgb-ja-non-pie eine weitergehende 
Beschreibung der Verantwortung des Abschlussprüfers für die 
Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts. Diese 
Beschreibung ist Bestandteil unseres Bestätigungsvermerks.“ 
 
SONSTIGE GESETZLICHE UND ANDERE RECHTLICHE 
ANFORDERUNGEN 
 
Vermerk über die Prüfung der Ordnungsmäßigkeit der 
Geschäftsführung und der in § 53 Abs. 1 Nr. 2 HGrG ge-
nannten Sachverhalte 
 
„Wir haben die Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung, 
einschließlich der wirtschaftlichen Verhältnisse i.S.v. § 53 Abs. 
1 Nr. 2 HGrG, im Rumpfgeschäftsjahr vom 1. Mai 2020 bis 
zum 31. Dezember 2020 geprüft.  
 
Nach unserer Beurteilung erfolgt die Geschäftsführung der 
Gesellschaft in allen wesentlichen Belangen ordnungsgemäß. 
Die Entwicklung der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage, 
der Liquidität und der Rentabilität der Gesellschaft gibt keinen 
Anlass zu wesentlichen Beanstandungen.  
 
Wir haben unsere Prüfung nach § 30 EigBetrVO (Nds) unter 
Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) fest-
gestellten deutschen Grundsätze zur Prüfung der Ordnungs-
mäßigkeit der Geschäftsführung und der wirtschaftlichen Ver-
hältnisse gemäß § 53 HGrG durchgeführt. Unsere Verantwor-
tung nach diesen Vorschriften und Grundsätzen ist nachfol-
gend sowie im Abschnitt „Verantwortung des Abschlussprü-
fers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lagebe-
richts“ weitergehend beschrieben. 
 
Der gesetzliche Vertreter ist verantwortlich für die Ordnungs-
mäßigkeit der Geschäftsführung und die wirtschaftlichen Ver-
hältnisse der Gesellschaft sowie für die Vorkehrungen und 
Maßnahmen (Systeme), die er dafür als notwendig erachtet 
hat. 
 
Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu er-
langen, ob die Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung, ein-
schließlich der wirtschaftlichen Verhältnisse i.S.v. § 53 Abs. 1 
Nr. 2 HGrG, Anlass zu wesentlichen Beanstandungen geben 
sowie einen Vermerk zu erteilen, der unser Prüfungsurteil 
nach § 30 EigBetrVO (Nds) zur Ordnungsmäßigkeit der Ge-
schäftsführung und der in § 53 Abs. 1 Nr. 2 HGrG genannten 
Sachverhalte beinhaltet.“ 
 
 
Prüfvermerk des Rechnungsprüfungsamtes 
„Ergänzende Bemerkungen des Rechnungsprüfungsamtes 
nach § 34 Abs. 1 Satz 3 EigBetrVO sind nicht erforderlich.“ 
 
Osnabrück, 17.06.21 

Rechnungsprüfungsamt 

des Landkreises Osnabrück 
i. A. Ralf Lauxtermann 

 
Die Gesellschafterversammlung der Tourismusgesellschaft 
Osnabrücker Land mbH hat in ihrer Sitzung am 01.07.2021 
die Bilanz des Rumpfgeschäftsjahres 2020 in Aktiva und Pas-
siva gleichlautend auf 1.572.313,40 € festgestellt. Der Ge-
schäftsführerin Frau Petra Rosenbach wurde für das Ge-
schäftsjahr 2020 Entlastung erteilt. 
 
Gemäß § 36 der Verordnung über Eigenbetriebe und andere 
prüfungspflichtige Einrichtungen (Eigenbetriebsverordnung - 
EigBetrVO) vom 12. Juli 2018 (Nds. GVBl. S. 21) in der zurzeit 
geltenden Fassung werden der Feststellungsvermerk und der 
Beschluss der Gesellschafterversammlung über den Jahres-
abschluss 2020 hiermit öffentlich bekannt gemacht. Der Jah-
resabschluss und der Lagebericht der Tourismusgesellschaft 
Osnabrücker Land mbH für das Geschäftsjahr 2020 liegen 
vom Tage nach der Veröffentlichung für sieben Werktage bei 
der BEVOS GmbH, Am Schölerberg 1 (Kreishaus), Zimmer 
4708, 49082 Osnabrück, während der Geschäftszeiten öffent-
lich aus. 
 
Osnabrück, 27. September 2021 
 
 

Tourismusgesellschaft Osnabrücker Land mbH  
Petra Rosenbach 
Geschäftsführerin  
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1. Satzung 

zur Änderung der Satzung 
der Samtgemeinde Neuenkirchen über die 

Entschädigung der Ratsmitglieder, 
der nicht mit dem Rat angehörenden 
Ausschussmitglieder vom 12.12.2011.  

 
 
Aufgrund der §§ 10, 44, 55, 58, 71 und 98 des Niedersächsi-
schen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 17.12.2010 (Nds. GVBL. S. 
576) hat der Rat der Samtgemeinde Neuenkirchen am 23. Ju-
ni 2016 folgende 1. Änderungssatzung beschlossen: 
 
 
 

§ 1 
§ 1 (Pauschale Entschädigung der Ratsfrauen und Ratsher-
ren) der Satzung vom 12.12.2011 wird aufgehoben und wie 
folgt gefasst: 
 
 
Die Ratsfrauen und Ratsherren erhalten zur Abgeltung ihrer 
Auslagen und Aufwendungen, welche im Interesse der Wahr-
nehmung ihres Mandats entstanden sind, eine Entschädigung 
gemäß § 55 NKomVG in Form einer Pauschale in Höhe von 
monatlich 100 €. 
 
Für die Anschaffung oder Nutzung eines bereits vorhandenen 
mobilen Endgerätes für papierlose Ratsarbeit erhält jede 
Ratsfrau und jeder Ratsherr zur monatlichen Aufwandsent-
schädigung eine monatliche Pauschale in Höhe von 10 €. 
 
Die Aufwandsentschädigungen umfassen den Ersatz aller 
Auslagen mit Ausnahme der Kosten für Fahrten außerhalb der 
Samtgemeinde Neuenkirchen. 
Diese 1. Änderungssatzung tritt am 01.01.2017 in Kraft. 
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Neuenkirchen, 24. Juni 2016 
 
 

Samtgemeinde Neuenkirchen 
Hildegard Schwertmann-Nicolay 

Die Samtgemeindebürgermeisterin 
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Bekanntmachung 

des Beschlusses des Rates der Stadt Bad Iburg über 
den konsolidierten Gesamtabschluss und die Entlastung 

für das Haushaltsjahr 2018 
 
 
Der Rat der Stadt Bad Iburg hat in seiner Sitzung am 
30.09.2021 gem. § 129 NKomVG in Verbindung mit § 58 Abs. 
1 Nr. 10 NKomVG folgenden Beschluss gefasst: 
 
„Der Rat stellt den Gesamtabschluss 2018 nach Prüfung 
durch das Rechnungsprüfungsamt in der vorliegenden Form 
fest. Der Gesamtjahresfehlbetrag in Höhe von 306.832,57 € 
soll in voller Höhe vorgetragen und unter der Bilanz Pos. 1.6 
ausgewiesen werden.  
 
Der Bürgermeisterin wird Entlastung erteilt.“  
 
Der konsolidierte Gesamtabschluss 2018 sowie der Konsoli-
dierungsbericht des Rechnungsprüfungsamtes des Landkrei-
ses Osnabrück liegen in der Zeit vom 18.10.2021 bis 
26.10.2021 zur Einsichtnahme im Rathaus der Stadt Bad 
Iburg, Am Gografenhof 4, 49186 Bad Iburg, Zimmer 21, wäh-
rend der Sprechzeiten öffentlich aus.  
 
Bad Iburg, 01.10.2021                                                             
 
 

Stadt Bad Iburg 
Die Bürgermeisterin 

(Siegel)                            Niermann   
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Bekanntmachung 
des Beschlusses des Rates der Stadt Bad Iburg über 

den konsolidierten Gesamtabschluss und die Entlastung 
für das Haushaltsjahr 2019 

 
 
Der Rat der Stadt Bad Iburg hat in seiner Sitzung am 
30.09.2021 gem. § 129 NKomVG in Verbindung mit § 58 Abs. 
1 Nr. 10 NKomVG folgenden Beschluss gefasst: 
 
„Der Rat stellt den Gesamtabschluss 2019 nach Prüfung 
durch das Rechnungsprüfungsamt in der vorliegenden Form 
fest. Der Gesamtbilanzgewinn in Höhe von 2.342.236,42 € 
wird unter der Bilanz Pos. 1.6 auf der Passivseite ausgewie-
sen. 
 
Der Bürgermeisterin wird Entlastung erteilt.“  
Der konsolidierte Gesamtabschluss 2019 sowie der Konsoli-

dierungsbericht des Rechnungsprüfungsamtes des Landkrei-
ses Osnabrück liegen in der Zeit vom 18.10.2021 bis 
26.10.2021 zur Einsichtnahme im Rathaus der Stadt Bad 
Iburg, Am Gografenhof 4, 49186 Bad Iburg, Zimmer 21, wäh-
rend der Sprechzeiten öffentlich aus.  
 
 
Bad Iburg, 01.10.2021                                                             
 

Stadt Bad Iburg 
Die Bürgermeisterin 

(Siegel)                            Niermann   
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Bekanntmachung 
des Beschlusses des Rates der Stadt Bad Iburg über 

den Jahresabschluss und die Entlastung für das 
Haushaltsjahr 2019 

 
 
Der Rat der Stadt Bad Iburg hat in seiner Sitzung am 
30.09.2021 gem. § 129 NKomVG in Verbindung mit § 58 Abs. 
1 Nr. 10 NKomVG folgenden Beschluss gefasst: 
 
„Der Rat stellt den Jahresabschluss 2019 nach Prüfung durch 
das Rechnungsprüfungsamt in der vorliegenden Form fest. 
Der Jahresüberschuss in Höhe von 422.637,84 € wird in voller 
Höhe mit dem Fehlbetrag aus Vorjahren verrechnet. 
 
Der Bürgermeisterin wird Entlastung erteilt.“  
 
Der Jahresabschluss 2019 sowie der Schlussbericht des 
Rechnungsprüfungsamtes des Landkreises Osnabrück liegen 
in der Zeit vom 18.10.2021 bis 26.10.2021 zur Einsichtnahme 
im Rathaus der Stadt Bad Iburg, Am Gografenhof 4, 49186 
Bad Iburg, Zimmer 21, während der Sprechzeiten öffentlich 
aus.  
 
Bad Iburg, 01.10.2021  
 
 

Stadt Bad Iburg 
Die Bürgermeisterin 

(Siegel)                            Niermann   
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Bekanntmachung 
über die Genehmigung der 29. Änderung des 

Flächennutzungsplanes 
der Samtgemeinde Neuenkirchen  

 
 
Der Landkreis Osnabrück hat mit Verfügung vom 08.09.2021, 
Az.: 6.3-27-29-2021, die vom Rat der Samtgemeinde Neuen-
kirchen am 28.06.2021 beschlossene 29. Änderung des Flä-
chennutzungsplanes gemäß § 6 Baugesetzbuch (BauGB) ge-
nehmigt.  
 
„Wohngebiet Südlich Haarmeyers Kamp“, Samtgemeinde 
Neuenkirchen 
Der Geltungsbereich der 29. Änderung des Flächennutzungs-
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plans umfasst eine rd. 9,6 ha. große Fläche am Südrand der 
engeren Ortslage von Neuenkirchen, unmittelbar beidseitig 
der Mettinger Straße (L 70), sowie nördlich und südlich der 
Straße „Im Nihen“.  
 
Mit der 29. Änderung werden in diesem Bereich eine Wohn-
baufläche, eine Fläche für den Gemeinbedarf (Kindergarten), 
eine Fläche für die Wasserwirtschaft (Regenrückhaltebecken) 
und Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur 
Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft dargestellt. 
 
Der Geltungsbereich ist aus der anliegenden Planzeichnung 
ersichtlich. 
Parallel mit der Änderung des Flächennutzungsplanes wurde 

der Bebauungsplan Nr. 35 „Wohngebiet Südlich Haarmeyers 
Kamp “ von der Gemeinde Neuenkirchen aufgestellt.  
 
Die 29. Änderung des Flächennutzungsplanes, bestehend 
aus der Planzeichnung und der Planbegründung mit Umwelt-
bericht sowie weiteren Anlagen, liegt ab sofort in der Samtge-
meindeverwaltung Neuenkirchen, Fachdienst II (Bauamt), Al-
te Poststraße 5 - 7, 49586 Neuenkirchen, während der Dienst-
stunden zu jedermanns Einsicht aus. Mit dieser Bekanntma-
chung wird die 29. Änderung des Flächennutzungsplanes ge-
mäß § 6 Abs. 5 BauGB wirksam.  
 
Es wird darauf hingewiesen, dass gemäß § 215 Abs. 1 BauGB 
eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche 
Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- und Formvor-
schriften, eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 
BauGB beachtliche Verletzung der Vorschriften über das Ver-
hältnis des Bebauungsplanes und des Flächennutzungsplans 
und nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des 
Abwägungsvorganges unbeachtlich werden, wenn sie nicht 
innerhalb eines Jahres seit dieser Bekanntmachung schriftlich 
gegenüber der Samtgemeinde Neuenkirchen unter Darlegung 
des die Verletzung begründenden Sachverhaltes geltend ge-
macht worden sind.  
 
Neuenkirchen, den 30. September 2021 
  

Samtgemeinde Neuenkirchen 
(Siegel)         Die Samtgemeindebürgermeisterin 

Schwertmann-Nicolay 
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Prüfung 
des Jahresabschlusses 2020 

der Gemeindewerke Bissendorf Netze  
Verwaltungs-GmbH 

 
 
1.   Der Abschlussprüfer der INTECON GmbH Wirtschaftsprü- 

fungsgesellschaft hat nachstehenden Bestätigungsver-
merk erteilt: 

 
„Bestätigungsvermerk  

des unabhängigen Abschlussprüfers 
 
An die Gemeindewerke Bissendorf Netze Verwaltungs-GmbH 
Komplementärgesellschaft, Bissendorf 
 
Prüfungsurteile 
Wir haben den Jahresabschluss der Gemeindewerke Bissen-
dorf Netze Verwaltungs-GmbH Komplementärgesellschaft, 
Bissendorf, – bestehend aus der Bilanz zum 31.12.2020 und 
der Gewinn- und Verlustrechnung für das Geschäftsjahr vom 
01.01.2020 bis zum 31.12.2020 sowie dem Anhang, ein-
schließlich der Darstellung der Bilanzierungs- und Bewer-
tungsmethoden – geprüft. Darüber hinaus haben wir den La-
gebericht der Gemeindewerke Bissendorf Netze Verwaltungs-
GmbH Komplementärgesellschaft für das Geschäftsjahr vom 
01.01.2020 bis zum 31.12.2020 geprüft.  
 
Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung ge-
wonnenen Erkenntnisse 
 
•     entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen we- 

sentlichen Belangen den deutschen, für Kapitalgesell-
schaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften und 
vermittelt unter Beachtung der deutschen Grundsätze ord-
nungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhält-
nissen entsprechendes Bild der Vermögens- und Finanz-
lage der Gesellschaft zum 31.12.2020 sowie ihrer Ertrags-
lage für das Geschäftsjahr vom 01.01.2020 bis zum 
31.12.2020 und 

 
•     vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein zutref- 

fendes Bild von der Lage der Gesellschaft. In allen we-
sentlichen Belangen steht dieser Lagebericht in Einklang 
mit dem Jahresabschluss, entspricht den deutschen ge-
setzlichen Vorschriften und stellt die Chancen und Risiken 
der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar.  

 
Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere 
Prüfung zu keinen Einwendungen gegen die Ordnungsmäßig-
keit des Jahresabschlusses und des Lageberichts geführt hat.  
 
Grundlage für die Prüfungsurteile 
Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des 
Lageberichts in Übereinstimmung mit § 317 HGB und § 158 
NKomVG unter Beachtung der vom Institut der Wirtschafts-
prüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungs-
mäßiger Abschlussprüfung durchgeführt. Unsere Verantwor-
tung nach diesen Vorschriften und Grundsätzen ist im Ab-
schnitt „Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung 
des Jahresabschlusses und des Lageberichts“ unseres Be-
stätigungsvermerks weitergehend beschrieben. Wir sind von 
dem Unternehmen unabhängig in Übereinstimmung mit den 
deutschen handelsrechtlichen und berufsrechtlichen Vor-
schriften und haben unsere sonstigen deutschen Berufspflich-
ten in Übereinstimmung mit diesen Anforderungen erfüllt. Wir 
sind der Auffassung, dass die von uns erlangten Prüfungs-
nachweise ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage 
für unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum La-

458

 



gebericht zu dienen.  
 
Verantwortung der gesetzlichen Vertreter für den Jahres-
abschluss und Lagebericht 
Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstel-
lung des Jahresabschlusses, der den deutschen, für Kapital-
gesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften in 
allen wesentlichen Belangen entspricht, und dafür, dass der 
Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen Grundsätze 
ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhält-
nissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Er-
tragslage der Gesellschaft vermittelt. Ferner sind die gesetzli-
chen Vertreter verantwortlich für die internen Kontrollen, die 
sie in Übereinstimmung mit den deutschen Grundsätzen ord-
nungsmäßiger Buchführung als notwendig bestimmt haben, 
um die Aufstellung eines Jahresabschlusses zu ermöglichen, 
der frei von wesentlichen – beabsichtigten oder unbeabsich-
tigten – falschen Darstellungen ist.  
 
Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzli-
chen Vertreter dafür verantwortlich, die Fähigkeit der Gesell-
schaft zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu beurtei-
len. Des Weiteren haben Sie die Verantwortung, Sachverhalte 
in Zusammenhang mit der Fortführung der Unternehmenstä-
tigkeit, sofern einschlägig, anzugeben. Darüber hinaus sind 
sie dafür verantwortlich, auf der Grundlage des Rechnungsle-
gungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit 
zu bilanzieren, sofern dem nicht tatsächliche oder rechtliche 
Gegebenheiten entgegenstehen.  
 
Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für 
die Aufstellung des Lageberichts, der insgesamt ein zutreffen-
des Bild von der Lage der Gesellschaft vermittelt sowie in al-
len wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss in Ein-
klang steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften ent-
spricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwick-
lung zutreffend darstellt. Ferner sind die gesetzlichen Vertre-
ter verantwortlich für die Vorkehrungen und Maßnahmen 
(Systeme), die sie als notwendig erachtet haben, um die Auf-
stellung eines Lageberichts in Übereinstimmung mit den an-
zuwendenden deutschen gesetzlichen Vorschriften zu ermög-
lichen, und um ausreichende geeignete Nachweise für die 
Aussagen im Lagebericht erbringen zu können.  
 
Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des 
Jahresabschlusses und des Lageberichts 
Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu er-
langen, ob der Jahresabschluss als Ganzes frei von wesentli-
chen – beabsichtigten oder unbeabsichtigten – falschen Dar-
stellungen ist, und ob der Lagebericht insgesamt ein zutref-
fendes Bild von der Lage der Gesellschaft vermittelt sowie in 
allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss sowie 
mit den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Ein-
klang steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften ent-
spricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwick-
lung zutreffend darstellt, sowie einen Bestätigungsvermerk zu 
erteilen, der unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und 
zum Lagebericht beinhaltet.  
 
Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber 
keine Garantie dafür, dass eine in Übereinstimmung mit § 317 
HGB und § 158 NKomVG unter Beachtung der vom Institut für 
Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze 
ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführte Prüfung 
eine wesentliche falsche Darstellung stets aufdeckt. Falsche 
Darstellungen können aus Verstößen oder Unrichtigkeiten re-
sultieren und werden als wesentlich angesehen, wenn ver-
nünftigerweise erwartet werden könnte, dass sie einzeln oder 
insgesamt die auf der Grundlage dieses Jahresabschlusses 

und Lageberichts getroffenen wirtschaftlichen Entscheidun-
gen von Adressaten beeinflussen.  
 
Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus 
und bewahren eine kritische Grundhaltung. Darüber hinaus  
 
•     identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher –  

beabsichtigter oder unbeabsichtigter – falscher Darstellun-
gen im Jahresabschluss und im Lagebericht, planen und 
führen Prüfungshandlungen als Reaktion auf diese Risi-
ken durch sowie erlangen Prüfungsnachweise, die ausrei-
chend und geeignet sind, um als Grundlage für unsere 
Prüfungsurteile zu dienen. Das Risiko, dass wesentliche 
falsche Darstellungen nicht aufgedeckt werden, ist bei 
Verstößen höher als bei Unrichtigkeiten, da Verstöße be-
trügerisches Zusammenwirken, Fälschungen, beabsich-
tigte Unvollständigkeiten, irreführende Darstellungen bzw. 
das Außerkraftsetzen interner Kontrollen beinhalten kön-
nen.  

 
•     gewinnen wir ein Verständnis von dem für die Prüfung des  

Jahresabschlusses relevanten internen Kontrollsystem 
und den für die Prüfung des Lageberichts relevanten Vor-
kehrungen und Maßnahmen, um Prüfungshandlungen zu 
planen, die unter den gegebenen Umständen angemes-
sen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur 
Wirksamkeit dieser Systeme der Gesellschaft abzugeben. 

 
•     beurteilen wir die Angemessenheit der von den gesetzli- 

chen Vertretern angewandten Rechnungslegungsmetho-
den sowie die Vertretbarkeit der von den gesetzlichen Ver-
tretern dargestellten geschätzten Werte und damit zusam-
menhängenden Angaben. 

 
•     ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessenheit  

des von den gesetzlichen Vertretern angewandten Rech-
nungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unterneh-
menstätigkeit sowie, auf der Grundlage der erlangten Prü-
fungsnachweise, ob eine wesentliche Unsicherheit im Zu-
sammenhang mit Ereignissen oder Gegebenheiten be-
steht, die bedeutsame Zweifel an der Fähigkeit der Gesell-
schaft zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit aufwer-
fen können. Falls wir zu dem Schluss kommen, dass eine 
wesentliche Unsicherheit besteht, sind wir verpflichtet, im 
Bestätigungsvermerk auf die dazugehörigen Angaben im 
Jahresabschluss und im Lagebericht aufmerksam zu ma-
chen oder, falls diese Angaben unangemessen sind, unser 
jeweiliges Prüfungsurteil zu modifizieren. Wir ziehen unse-
re Schlussfolgerungen auf der Grundlage der bis zum Da-
tum unseres Bestätigungsvermerks erlangten Prüfungs-
nachweise. Zukünftige Ereignisse oder Gegebenheiten 
können jedoch dazu führen, dass die Gesellschaft ihre Un-
ternehmenstätigkeit nicht mehr fortführen kann. 

 
•     beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den Aufbau und den  

Inhalt des Jahresabschlusses einschließlich der Angaben 
sowie ob der Jahresabschluss die zugrunde liegenden 
Geschäftsvorfälle und Ereignisse so darstellt, dass der 
Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen Grund-
sätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächli-
chen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, 
Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft vermittelt. 

 
•     beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit dem Jah- 

resabschluss, seine Gesetzesentsprechung und das von 
ihm vermittelte Bild von der Lage der Gesellschaft.  

 
•     führen wir Prüfungshandlungen zu den von den gesetzli- 

chen Vertretern dargestellten zukunftsorientierten Anga-
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ben im Lagebericht durch. Auf Basis ausreichender geeig-
neter Prüfungsnachweise vollziehen wir dabei insbeson-
dere die den zukunftsorientierten Angaben von den ge-
setzlichen Vertretern zugrunde gelegten bedeutsamen An-
nahmen nach und beurteilen die sachgerechte Ableitung 
der zukunftsorientierten Angaben aus diesen Annahmen. 
Ein eigenständiges Prüfungsurteil zu den zukunftsorien-
tierten Angaben sowie zu den zugrunde liegenden Annah-
men geben wir nicht ab. Es besteht ein erhebliches unver-
meidbares Risiko, dass künftige Ereignisse wesentlich von 
den zukunftsorientierten Angaben abweichen.  

 
Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwortlichen 
unter anderem den geplanten Umfang und die Zeitplanung 
der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungsfeststellungen, ein-
schließlich etwaiger Mängel im internen Kontrollsystem, die 
wir während unserer Prüfung feststellen.  
 
Der Jahresabschluss, der Lagebericht und die Buchführung 
der Gemeindewerke Bissendorf Netze Verwaltungs-GmbH 
Komplementärgesellschaft entsprechen nach pflichtgemäßer 
Prüfung den Rechtsvorschriften. Die Geschäftsführung erfolgt 
ordnungsgemäß. Die Entwicklung der Vermögens-, Finanz- 
und Ertragslage, der Liquidität und der Rentabilität ist nicht zu 
beanstanden. Die Gesellschaft wird wirtschaftlich geführt.“ 
 
Osnabrück, den 19. April 2021 
 

INTECON 
GmbH 

Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
Spreckelmeier 

(Siegel)                     Wirtschaftsprüfer 
 
 
Feststellung des Rechnungsprüfungsamtes: 
 
Ergänzende Bemerkungen des Rechnungsprüfungsamtes 
nach § 34 Abs. 1 Satz 3 EigBetrVO sind nicht erforderlich. 
 
Osnabrück, 30.04.2021 
 

Rechnungsprüfungsamt 
des Landkreises Osnabrück 

(Siegel)                   i.A. Sonja Göhler 
 
 
2.   Die Gesellschafter der Gemeindewerke Bissendorf Netze  

Verwaltungs-GmbH haben in schriftlichen Beschlussfas-
sungen vom 27.05.2021 folgende Beschlüsse gefasst: 

 
Der Jahresabschluss zum 31.12.2020 wird festgestellt. 
Der Lagebericht wird zur Kenntnis genommen.  

 
Der Jahresüberschuss und ein etwaiger Gewinnvortrag 
werden auf neue Rechnung vorgetragen.  

 
Den Geschäftsführern wird für das Geschäftsjahr 2020 
Entlastung erteilt.  

 
3.   Gem. §§ 158, 157 Niedersächsisches Kommunalverfas- 

sungsgesetz (NKomVG) i.V.m. § 34 der Verordnung über 
Eigenbetriebe und andere prüfungspflichtigen Einrichtun-
gen (Eigenbetriebsverordnung – EigBetrVO -) vom 
27.01.2011 (Nds. GVBl. 2011 S. 21) werden der Feststel-
lungsvermerk und der Beschluss der Gesellschafter über 
den Jahresabschluss 2020 hiermit öffentlich bekanntge-
macht. 

Der Jahresabschluss und der Lagebericht für das Geschäfts-

jahr 2020 liegen vom 02.11.2021 – 12.11.2021 zur Einsicht-
nahme in der Gemeindeverwaltung Bissendorf, 49143 Bis-
sendorf, Kirchplatz 1 (Zimmer 111), öffentlich aus. 
 
Bissendorf, den 27.09.2021 
 
                    

Gemeindewerke Bissendorf Netze Verwaltungs-GmbH 
Ludger Flohre / Susan Schröder 

Geschäftsführung 
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Prüfung 
des Jahresabschlusses 2020 

der Gemeindewerke Bissendorf Netze GmbH & Co. KG 
 
 
1.   Der Abschlussprüfer der INTECON GmbH Wirtschaftsprü- 

fungsgesellschaft hat nachstehenden Bestätigungsver-
merk erteilt: 

 
„Bestätigungsvermerk  

des unabhängigen Abschlussprüfers 
 
An die Gemeindewerke Bissendorf Netze GmbH & Co. KG, 
Bissendorf 
 
Prüfungsurteile 
Wir haben den Jahresabschluss der Gemeindewerke Bissen-
dorf Netze GmbH & Co. KG, Bissendorf, - bestehend aus der 
Bilanz zum 31.12.2020 und der Gewinn- und Verlustrechnung 
für das Geschäftsjahr vom 01.01.2020 bis zum 31.12.2020 
sowie dem Anhang, einschließlich der Darstellung der Bilan-
zierungs- und Bewertungsmethoden – geprüft. Darüber hi-
naus haben wir den Lagebericht der GW Bissendorf Netze 
GmbH & Co. KG für das Geschäftsjahr vom 01.01.2020 bis 
zum 31.12.2020 geprüft.  
 
Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung ge-
wonnenen Erkenntnisse 
 
•     entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen we- 

sentlichen Belangen den deutschen, für Personengesell-
schaften analog der Kapitalgesellschaften geltenden han-
delsrechtlichen Vorschriften und vermittelt unter Beach-
tung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buch-
führung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechen-
des Bild der Vermögens- und Finanzlage der Gesellschaft 
zum 31.12.2020 sowie ihrer Ertragslage für das Ge-
schäftsjahr vom 01.01.2020 bis zum 31.12.2020 und 

 
•     vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein zutref- 

fendes Bild von der Lage der Gesellschaft. In allen we-
sentlichen Belangen steht dieser Lagebericht in Einklang 
mit dem Jahresabschluss, entspricht den deutschen ge-
setzlichen Vorschriften und stellt die Chancen und Risiken 
der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar.  
Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere 
Prüfung zu keinen Einwendungen gegen die Ordnungs-
mäßigkeit des Jahresabschlusses und des Lageberichts 
geführt hat.  

 
Grundlage für die Prüfungsurteile 
Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des 
Lageberichts in Übereinstimmung mit § 317 HGB und § 158 
NKomVG unter Beachtung der vom Institut der Wirtschafts-
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prüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungs-
mäßiger Abschlussprüfung durchgeführt. Unsere Verantwor-
tung nach diesen Vorschriften und Grundsätzen ist im Ab-
schnitt „Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung 
des Jahresabschlusses und des Lageberichts“ unseres Be-
stätigungsvermerks weitergehend beschrieben. Wir sind von 
dem Unternehmen unabhängig in Übereinstimmung mit den 
deutschen handelsrechtlichen und berufsrechtlichen Vor-
schriften und haben unsere sonstigen deutschen Berufspflich-
ten in Übereinstimmung mit diesen Anforderungen erfüllt. Wir 
sind der Auffassung, dass die von uns erlangten Prüfungs-
nachweise ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage 
für unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum La-
gebericht zu dienen.  
 
Verantwortung der gesetzlichen Vertreter für den Jahres-
abschluss und Lagebericht 
Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstel-
lung des Jahresabschlusses, der den deutschen, für Kapital-
gesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften in 
allen wesentlichen Belangen entspricht, und dafür, dass der 
Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen Grundsätze 
ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhält-
nissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Er-
tragslage der Gesellschaft vermittelt. Ferner sind die gesetzli-
chen Vertreter verantwortlich für die internen Kontrollen, die 
sie in Übereinstimmung mit den deutschen Grundsätzen ord-
nungsmäßiger Buchführung als notwendig bestimmt haben, 
um die Aufstellung eines Jahresabschlusses zu ermöglichen, 
der frei von wesentlichen – beabsichtigten oder unbeabsich-
tigten – falschen Darstellungen ist.  
 
Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzli-
chen Vertreter dafür verantwortlich, die Fähigkeit der Gesell-
schaft zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu beurtei-
len. Des Weiteren haben Sie die Verantwortung, Sachverhalte 
in Zusammenhang mit der Fortführung der Unternehmenstä-
tigkeit, sofern einschlägig, anzugeben. Darüber hinaus sind 
sie dafür verantwortlich, auf der Grundlage des Rechnungsle-
gungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit 
zu bilanzieren, sofern dem nicht tatsächliche oder rechtliche 
Gegebenheiten entgegenstehen.  
 
Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für 
die Aufstellung des Lageberichts, der insgesamt ein zutreffen-
des Bild von der Lage der Gesellschaft vermittelt sowie in al-
len wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss im Ein-
klang steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften ent-
spricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwick-
lung zutreffend darstellt. Ferner sind die gesetzlichen Vertre-
ter verantwortlich für die Vorkehrungen und Maßnahmen 
(Systeme), die sie als notwendig erachtet haben, um die Auf-
stellung eines Lageberichts in Übereinstimmung mit dem an-
zuwendenden deutschen gesetzlichen Vorschriften zu ermög-
lichen, und um ausreichende geeignete Nachweise für die 
Aussagen im Lagebericht erbringen zu können.  
 
Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des 
Jahresabschlusses und des Lageberichts 
Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu er-
langen, ob der Jahresabschluss als Ganzes frei von wesentli-
chen – beabsichtigten oder unbeabsichtigten – falschen Dar-
stellungen ist, und ob der Lagebericht insgesamt ein zutref-
fendes Bild von der Lage der Gesellschaft vermittelt sowie in 
allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss sowie 
mit den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Ein-
klang steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften ent-
spricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwick-
lung zutreffend darstellt, sowie einen Bestätigungsvermerk zu 

erteilen, der unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und 
zum Lagebericht beinhaltet.  
 
Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber 
keine Garantie dafür, dass eine in Übereinstimmung mit § 317 
HGB und § 158 NKomVG unter Beachtung der vom Institut 
der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grund-
sätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführte Prü-
fung eine wesentliche falsche Darstellung stets aufdeckt. Fal-
sche Darstellungen können aus Verstößen oder Unrichtigkei-
ten resultieren und werden als wesentlich angesehen, wenn 
vernünftigerweise erwartet werden könnte, dass sie einzeln 
oder insgesamt die auf der Grundlage dieses Jahresabschlus-
ses und Lageberichts getroffenen wirtschaftlichen Entschei-
dungen von Adressaten beeinflussen.  
 
Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus 
und bewahren eine kritische Grundhaltung. Darüber hinaus  
 
•     identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher –  

beabsichtigter oder unbeabsichtigter – falscher Darstellun-
gen im Jahresabschluss und im Lagebericht, planen und 
führen Prüfungshandlungen als Reaktion auf diese Risi-
ken durch sowie erlangen Prüfungsnachweise, die ausrei-
chend und geeignet sind, um als Grundlage für unsere 
Prüfungsurteile zu dienen. Das Risiko, dass wesentliche 
falsche Darstellungen nicht aufgedeckt werden, ist bei 
Verstößen höher als bei Unrichtigkeiten, da Verstöße be-
trügerisches Zusammenwirken, Fälschungen, beabsich-
tigte Unvollständigkeiten, irreführende Darstellungen bzw. 
das Außerkraftsetzen interner Kontrollen beinhalten kön-
nen.  

 
•     gewinnen wir ein Verständnis von dem für die Prüfung des  

Jahresabschlusses relevanten internen Kontrollsystem 
und den für die Prüfung des Lageberichts relevanten Vor-
kehrungen und Maßnahmen, um Prüfungshandlungen zu 
planen, die unter den gegebenen Umständen angemes-
sen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur 
Wirksamkeit dieser Systeme der Gesellschaft abzugeben. 

 
•     beurteilen wir die Angemessenheit der von den gesetzli- 

chen Vertretern angewandten Rechnungslegungsmetho-
den sowie die Vertretbarkeit der von den gesetzlichen Ver-
tretern dargestellten geschätzten Werte und damit zusam-
menhängenden Angaben. 

 
•     ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessenheit  

des von den gesetzlichen Vertretern angewandten Rech-
nungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unterneh-
menstätigkeit sowie, auf der Grundlage der erlangten Prü-
fungsnachweise, ob eine wesentliche Unsicherheit im Zu-
sammenhang mit Ereignissen oder Gegebenheiten be-
steht, die bedeutsame Zweifel an der Fähigkeit der Gesell-
schaft zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit aufwer-
fen können. Falls wir zu dem Schluss kommen, dass eine 
wesentliche Unsicherheit besteht, sind wir verpflichtet, im 
Bestätigungsvermerk auf die dazugehörigen Angaben im 
Jahresabschluss und im Lagebericht aufmerksam zu ma-
chen oder, falls diese Angaben unangemessen sind, unser 
jeweiliges Prüfungsurteil zu modifizieren. Wir ziehen unse-
re Schlussfolgerungen auf der Grundlage der bis zum Da-
tum unseres Bestätigungsvermerks erlangten Prüfungs-
nachweise. Zukünftige Ereignisse oder Gegebenheiten 
können jedoch dazu führen, dass die Gesellschaft ihre Un-
ternehmenstätigkeit nicht mehr fortführen kann. 

 
•     beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den Aufbau und den  

Inhalt des Jahresabschlusses einschließlich der Angaben 
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sowie ob der Jahresabschluss die zugrunde liegenden 
Geschäftsvorfälle und Ereignisse so darstellt, dass der 
Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen Grund-
sätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächli-
chen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, 
Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft vermittelt. 

 
•     beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit dem Jah- 

resabschluss, seine Gesetzesentsprechung und das von 
ihm vermittelte Bild von der Lage der Gesellschaft.  

 
•     führen wir Prüfungshandlungen zu den von den gesetzli- 

chen Vertretern dargestellten zukunftsorientierten Anga-
ben im Lagebericht durch. Auf Basis ausreichender geeig-
neter Prüfungsnachweise vollziehen wir dabei insbeson-
dere die den zukunftsorientierten Angaben von den ge-
setzlichen Vertretern zugrunde gelegten bedeutsamen An-
nahmen nach und beurteilen die sachgerechte Ableitung 
der zukunftsorientierten Angaben aus diesen Annahmen. 
Ein eigenständiges Prüfungsurteil zu den zukunftsorien-
tierten Angaben sowie zu den zugrunde liegenden Annah-
men geben wir nicht ab. Es besteht ein erhebliches unver-
meidbares Risiko, dass künftige Ereignisse wesentlich von 
den zukunftsorientierten Angaben abweichen.  

 
Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwortlichen 
unter anderem den geplanten Umfang und die Zeitplanung 
der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungsfeststellungen, ein-
schließlich etwaiger Mängel im internen Kontrollsystem, die 
wir während unserer Prüfung feststellen.  
 
Die Prüfung der Einhaltung der Pflichten zur Rechnungsle-
gung nach § 6b Abs. 3 EnWG, wonach für die Tätigkeiten 
nach § 6b Abs. 3 EnWG getrennte Konten zu führen sind, hat 
zu keinen Einwendungen geführt.  
 
Der Jahresabschluss, der Lagebericht und die Buchführung 
der Gemeindewerke Bissendorf Netze GmbH & Co. KG ent-
sprechen nach pflichtgemäßer Prüfung den Rechtsvorschrif-
ten. Die Geschäftsführung erfolgt ordnungsgemäß. Die Ent-
wicklung der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage, der Liqui-
dität und der Rentabilität ist nicht zu beanstanden. Die Gesell-
schaft wird wirtschaftlich geführt.“ 
 
 
Osnabrück, den 09. März 2021 
 
 

INTECON 
GmbH 

Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
Spreckelmeier 

(Siegel)                     Wirtschaftsprüfer 
 
 
 
Feststellung des Rechnungsprüfungsamtes: 
 
Ergänzende Bemerkungen des Rechnungsprüfungsamtes 
nach § 34 Abs. 1 Satz 3 EigBetrVO sind nicht erforderlich. 
 
 
Osnabrück, 12.04.2021 
 
 

Rechnungsprüfungsamt 
des Landkreises Osnabrück 

(Siegel)                   i.A. Sonja Göhler 
2.   Die Gesellschafter der Gemeindewerke Bissendorf Netze  

GmbH & Co. KG haben in schriftlichen Beschlussfassun-
gen vom 27.05.2021 und 08.07.2021 folgende Beschlüsse 
gefasst: 

 
Der Jahresabschluss zum 31.12.2020 wird festgestellt. 
Der Lagebericht wird zur Kenntnis genommen. Der ge-
schäftsführenden Komplementärin und der die Komple-
mentärin vertretende Geschäftsführung im Geschäftsjahr 
2020 wird Entlastung für diesen Zeitraum erteilt.  

 
Es wird zugestimmt, dass der in der Bilanz der Gemeinde-
werke Bissendorf Netze GmbH & Co. KG ausgewiesene 
Jahresüberschuss in Höhe von 519.743,41 € gem. gesell-
schaftsvertraglicher Regelung auf den Kapitalkonten des 
jeweiligen Kommanditisten verbucht wird.  

 
3.   Gem. §§ 158, 157 Niedersächsisches Kommunalverfas- 

sungsgesetz (NKomVG) i.V. m. § 34 der Verordnung über 
Eigenbetriebe und andere prüfungspflichtigen Einrichtun-
gen (Eigenbetriebsverordnung – EigBetrVO -) vom 
27.01.2011 (Nds. GVBl. 2011 S. 21) werden der Feststel-
lungsvermerk und der Beschluss der Gesellschafter über 
den Jahresabschluss 2020 hiermit öffentlich bekanntge-
macht. 

 
     Der Jahresabschluss und der Lagebericht für das Ge- 

schäftsjahr 2020 liegen vom 02.11.2021 – 12.11.2021 zur 
Einsichtnahme in der Gemeindeverwaltung Bissendorf, 
49143 Bissendorf, Kirchplatz 1 (Zimmer 111), öffentlich 
aus. 

 
Bissendorf, den 27.09.2021 
                                                         

Gemeindewerke Bissendorf Netze GmbH & Co. KG 
                       LudgerFlohre / SusanSchröder 

Gemeindewerke Bissendorf Netze Verwaltungs-GmbH 
Geschäftsführung 
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Prüfung 
des Jahresabschlusses 2020 

der Gemeindewerke Bissendorf GmbH 
 
1.   Der Abschlussprüfer der INTECON GmbH Wirtschaftsprü- 

fungsgesellschaft hat nachstehenden Bestätigungsver-
merk erteilt: 

 
„Bestätigungsvermerk  

des unabhängigen Abschlussprüfers 
 
An die Gemeindewerke Bissendorf GmbH, Bissendorf 
 
Prüfungsurteile 
Wir haben den Jahresabschluss der Gemeindewerke Bissen-
dorf GmbH, Bissendorf, – bestehend aus der Bilanz zum 
31.12.2020 und der Gewinn- und Verlustrechnung für das Ge-
schäftsjahr vom 01.01.2020 bis zum 31.12.2020 sowie dem 
Anhang, einschließlich der Darstellung der Bilanzierungs- und 
Bewertungsmethoden – geprüft. Darüber hinaus haben wir 
den Lagebericht der GW Bissendorf GmbH für das Geschäfts-
jahr vom 01.01.2020 bis zum 31.12.2020 geprüft.  
 
Nach unser Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewon-
nenen Erkenntnisse 
 

•     entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen we-
sentlichen Belangen den deutschen, für Kapitalgesell-
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schaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften und 
vermittelt unter Beachtung der deutschen Grundsätze ord-
nungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhält-
nissen entsprechendes Bild der Vermögens- und Finanz-
lage der Gesellschaft zum 31.12.2020 sowie ihrer Ertrags-
lage für das Geschäftsjahr vom 01.01.2020 bis zum 
31.12.2020 und 

 
•     vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein zutref 

fendes Bild von der Lage der Gesellschaft. In allen we-
sentlichen Belangen steht dieser Lagebericht in Einklang 
mit dem Jahresabschluss, entspricht den deutschen ge-
setzlichen Vorschriften und stellt die Chancen und Risiken 
der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar.  
Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere 
Prüfung zu keinen Einwendungen gegen die Ordnungs-
mäßigkeit des Jahresabschlusses und des Lageberichts 
geführt hat.  

 
Grundlage für die Prüfungsurteile 
Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des 
Lageberichts in Übereinstimmung mit § 317 HGB und § 158 
NKomVG unter Beachtung der vom Institut der Wirtschafts-
prüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungs-
mäßiger Abschlussprüfung durchgeführt. Unsere Verantwor-
tung nach diesen Vorschriften und Grundsätzen ist im Ab-
schnitt „Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung 
des Jahresabschlusses und des Lageberichts“ unseres Be-
stätigungsvermerks weitergehend beschrieben. Wir sind von 
dem Unternehmen unabhängig in Übereinstimmung mit den 
deutschen handelsrechtlichen und berufsrechtlichen Vor-
schriften und haben unsere sonstigen deutschen Berufspflich-
ten in Übereinstimmung mit diesen Anforderungen erfüllt. Wir 
sind der Auffassung, dass die von uns erlangten Prüfungs-
nachweise ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage 
für unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum La-
gebericht zu dienen.  
 
Verantwortung der gesetzlichen Vertreter und des Auf-
sichtsrats für den Jahresabschluss und Lagebericht 
Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstel-
lung des Jahresabschlusses, der den deutschen, für Kapital-
gesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften in 
allen wesentlichen Belangen entspricht, und dafür, dass der 
Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen Grundsätze 
ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhält-
nissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Er-
tragslage der Gesellschaft vermittelt. Ferner sind die gesetzli-
chen Vertreter verantwortlich für die internen Kontrollen, die 
sie in Übereinstimmung mit den deutschen Grundsätzen ord-
nungsmäßiger Buchführung als notwendig bestimmt haben, 
um die Aufstellung eines Jahresabschlusses zu ermöglichen, 
der frei von wesentlichen – beabsichtigten oder unbeabsich-
tigten – falschen Darstellungen ist.  
 
Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzli-
chen Vertreter dafür verantwortlich, die Fähigkeit der Gesell-
schaft zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu beurtei-
len. Des Weiteren haben Sie die Verantwortung, Sachverhalte 
in Zusammenhang mit der Fortführung der Unternehmenstä-
tigkeit, sofern einschlägig, anzugeben. Darüber hinaus sind 
sie dafür verantwortlich, auf der Grundlage des Rechnungsle-
gungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit 
zu bilanzieren, sofern dem nicht tatsächliche oder rechtliche 
Gegebenheiten entgegenstehen.  
 
Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für 
die Aufstellung des Lageberichts, der insgesamt ein zutreffen-
des Bild von der Lage der Gesellschaft vermittelt sowie in al-

len wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss im Ein-
klang steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften ent-
spricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwick-
lung zutreffend darstellt. Ferner sind die gesetzlichen Vertre-
ter verantwortlich für die Vorkehrungen und Maßnahmen 
(Systeme), die sie als notwendig erachtet haben, um die Auf-
stellung eines Lageberichts in Übereinstimmung mit den an-
zuwendenden deutschen gesetzlichen Vorschriften zu ermög-
lichen, und um ausreichende geeignete Nachweise für die 
Aussagen im Lagebericht erbringen zu können.  
Der Aufsichtsrat ist verantwortlich für die Überwachung des 
Rechnungslegungsprozesses der Gesellschaft zur Aufstel-
lung des Jahresabschlusses und des Lageberichts.  
 
Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des 
Jahresabschlusses und des Lageberichts 
Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu er-
langen, ob der Jahresabschluss als Ganzes frei von wesentli-
chen – beabsichtigten oder unbeabsichtigten – falschen Dar-
stellungen ist, und ob der Lagebericht insgesamt ein zutref-
fendes Bild von der Lage der Gesellschaft vermittelt sowie in 
allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss sowie 
mit den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Ein-
klang steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften ent-
spricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwick-
lung zutreffend darstellt, sowie einen Bestätigungsvermerk zu 
erteilen, der unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und 
zum Lagebericht beinhaltet.  
Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber 
keine Garantie dafür, dass eine in Übereinstimmung mit § 317 
HGB und § 158 NKomVG unter Beachtung der vom Institut für 
Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze 
ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführte Prüfung 
eine wesentliche falsche Darstellung stets aufdeckt. Falsche 
Darstellungen können aus Verstößen oder Unrichtigkeiten re-
sultieren und werden als wesentlich angesehen, wenn ver-
nünftigerweise erwartet werden könnte, dass sie einzeln oder 
insgesamt die auf der Grundlage dieses Jahresabschlusses 
und Lageberichts getroffenen wirtschaftlichen Entscheidun-
gen von Adressaten beeinflussen.  
 
Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus 
und bewahren eine kritische Grundhaltung. Darüber hinaus  
 
•     identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher –  

beabsichtigter oder unbeabsichtigter – falscher Darstellun-
gen im Jahresabschluss und im Lagebericht, planen und 
führen Prüfungshandlungen als Reaktion auf diese Risi-
ken durch sowie erlangen Prüfungsnachweise, die ausrei-
chend und geeignet sind, um als Grundlage für unsere 
Prüfungsurteile zu dienen. Das Risiko, dass wesentliche 
falsche Darstellungen nicht aufgedeckt werden, ist bei 
Verstößen höher als bei Unrichtigkeiten, da Verstöße be-
trügerisches Zusammenwirken, Fälschungen, beabsich-
tigte Unvollständigkeiten, irreführende Darstellungen bzw. 
das Außerkraftsetzen interner Kontrollen beinhalten kön-
nen.  

 
•     gewinnen wir ein Verständnis von dem für die Prüfung des  

Jahresabschlusses relevanten internen Kontrollsystem 
und den für die Prüfung des Lageberichts relevanten Vor-
kehrungen und Maßnahmen, um Prüfungshandlungen zu 
planen, die unter den gegebenen Umständen angemes-
sen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur 
Wirksamkeit dieser Systeme der Gesellschaft abzugeben. 

 
•     beurteilen wir die Angemessenheit der von den gesetzli- 

chen Vertretern angewandten Rechnungslegungsmetho-
den sowie die Vertretbarkeit der von den gesetzlichen Ver-
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tretern dargestellten geschätzten Werte und damit zusam-
menhängenden Angaben. 

 
•     ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessenheit  

des von den gesetzlichen Vertretern angewandten Rech-
nungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unterneh-
menstätigkeit sowie, auf der Grundlage der erlangten Prü-
fungsnachweise, ob eine wesentliche Unsicherheit im Zu-
sammenhang mit Ereignissen oder Gegebenheiten be-
steht, die bedeutsame Zweifel an der Fähigkeit der Gesell-
schaft zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit aufwer-
fen können. Falls wir zu dem Schluss kommen, dass eine 
wesentliche Unsicherheit besteht, sind wir verpflichtet, im 
Bestätigungsvermerk auf die dazugehörigen Angaben im 
Jahresabschluss und im Lagebericht aufmerksam zu ma-
chen oder, falls diese Angaben unangemessen sind, unser 
jeweiliges Prüfungsurteil zu modifizieren. Wir ziehen unse-
re Schlussfolgerungen auf der Grundlage der bis zum Da-
tum unseres Bestätigungsvermerks erlangten Prüfungs-
nachweise. Zukünftige Ereignisse oder Gegebenheiten 
können jedoch dazu führen, dass die Gesellschaft ihre Un-
ternehmenstätigkeit nicht mehr fortführen kann. 

 
•     beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den Aufbau und den  

Inhalt des Jahresabschlusses einschließlich der Angaben 
sowie ob der Jahresabschluss die zugrunde liegenden 
Geschäftsvorfälle und Ereignisse so darstellt, dass der 
Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen Grund-
sätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächli-
chen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, 
Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft vermittelt. 

 
•     beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit dem Jah- 

resabschluss, seine Gesetzesentsprechung und das von 
ihm vermittelte Bild von der Lage der Gesellschaft.  

 
•     führen wir Prüfungshandlungen zu den von den gesetzli- 

chen Vertretern dargestellten zukunftsorientierten Anga-
ben im Lagebericht durch. Auf Basis ausreichender geeig-
neter Prüfungsnachweise vollziehen wir dabei insbeson-
dere die den zukunftsorientierten Angaben von den ge-
setzlichen Vertretern zugrunde gelegten bedeutsamen An-
nahmen nach und beurteilen die sachgerechte Ableitung 
der zukunftsorientierten Angaben aus diesen Annahmen. 
Ein eigenständiges Prüfungsurteil zu den zukunftsorien-
tierten Angaben sowie zu den zugrunde liegenden Annah-
men geben wir nicht ab. Es besteht ein erhebliches unver-
meidbares Risiko, dass künftige Ereignisse wesentlich von 
den zukunftsorientierten Angaben abweichen.  
 

Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwortlichen 
unter anderem den geplanten Umfang und die Zeitplanung 
der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungsfeststellungen, ein-
schließlich etwaiger Mängel im internen Kontrollsystem, die 
wir während unserer Prüfung feststellen.  
 
Der Jahresabschluss, der Lagebericht und die Buchführung 
der Gemeindewerke Bissendorf GmbH entsprechen nach 
pflichtgemäßer Prüfung den Rechtsvorschriften. Die Ge-
schäftsführung erfolgt ordnungsgemäß. Die Entwicklung der 
Vermögens-, Finanz- und Ertragslage, der Liquidität und der 
Rentabilität ist nicht zu beanstanden. Die Gesellschaft wird 
wirtschaftlich geführt.“ 
Osnabrück, den 19. April 2021 

 
INTECON 

GmbH 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 

Spreckelmeier 
(Siegel)                      Wirtschaftsprüfer 
 
 
 
 
Feststellung des Rechnungsprüfungsamtes: 
 
Ergänzende Bemerkungen des Rechnungsprüfungsamtes 
gemäß § 34 Abs. 1 Satz 3 EigBetrVO sind nicht erforderlich. 
 
 
Osnabrück, 30.04.2021 
 
 

Rechnungsprüfungsamt 
des Landkreises Osnabrück 

(Siegel)                   i.A. Sonja Göhler 
 
 
 
 
 
2.   Die Gesellschafterversammlung der Gemeindewerke Bis- 

sendorf GmbH hat am 27.05.2021 folgenden Beschluss 
gefasst: 

 
Der Jahresabschluss 2020 sowie der Lagebericht werden 
festgestellt. Der Geschäftsführerin wird Entlastung erteilt. 
Der Jahresgewinn in Höhe von 134.124,61 € wird auf 
neue Rechnung vorgetragen. 

 
3.   Gem. §§ 158, 157 Niedersächsisches Kommunalverfas- 

sungsgesetz (NKomVG) i. V. m. § 34 der Verordnung über 
Eigenbetriebe und andere prüfungspflichtigen Einrichtun-
gen (Eigenbetriebsverordnung – EigBetrVO -) vom 
27.01.2011 (Nds. GVBl. 2011 S. 21) werden der Feststel-
lungsvermerk und der Beschluss über den Jahresab-
schluss 2020 hiermit öffentlich bekanntgemacht. 

 
     Der Jahresabschluss und der Lagebericht für das Ge- 

schäftsjahr 2020 liegen vom 02.11.2021 – 12.11.2021 zur 
Einsichtnahme in der Gemeindeverwaltung Bissendorf, 
49143 Bissendorf, Kirchplatz 1 (Zimmer 111), öffentlich 
aus. 

 
 
Bissendorf, den 27.09.2021 
 
                    

Gemeindewerke Bissendorf GmbH 
Die Geschäftsführerin 

Susan Schröder 
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